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ganz mit Unrecht daraus auf eine stillschweigende Zustimmung zu diesen offen­
kundig betriebenen und offiziell mitgeteilten Plänen schliessen dürfen. Es ist dann 
nicht ausgeschlossen, dass sich insbesondere der Völkerbundsrat überrascht zei­
gen wird, wenn die Schweiz erst in einer spätem Phase, die bereits einem fait ac­
compli ähnlich sein könnte, mit ihrem Einspruch hervortreten wollte. Dadurch 
würde aber der Standpunkt der Schweiz zweifellos geschwächt.

Wir möchten Sie daher bitten, das Erforderliche in die Wege zu leiten, damit 
der Bundesrat seine ablehnende Auffassung möglichst bald dem Völkerbundsse­
kretariat kundgeben kann. Sofern Sie eine vorausgehende Konferenz der beteilig­
ten drei Departemente für wünschbar erachten, sind wir gerne hiezu bereit. Dem  
Militärdepartement geben wir hievon Abschrift4.

4. Das M ilitär département stellte seinerseits in einem Schreiben an das Politische Departement 
vom 20.10.1927fest, dass gewisse fremde Einflüsse am Werk sind, nicht nur die Errichtung einer 
exterritorialen Radiostation in Genf an sich gegen den Willen der Schweiz durchzudrücken, son 
dern alsdann noch einer solchen Station zum weitern Nachteile der schweizerischen fiskalischen 
und ökonomischen Interessen einen Teil des Nachrichtenverkehrs auch schon in gewöhnlichen 
Zeiten zuzuwenden. -  Im weiteren führte das Militär département aus: I ... /

Besagte Versuche ausländischer, offenbar hinter die Völkerbundsorganisation sich machender 
Kreise sind jedoch angetan, unser Misstrauen zu steigern und uns im Widerstande zu bestärken, 
den wir der Stellung unseres Departements entsprechend, im allgemeinen Interesse der militäri­
schen Sicherheit des Landes und sodann auch der schweizerischen Neutralität dem Projekte be­
treffend eine eigene Radiostation des Völkerbundes entgegensetzen müssen.

Wir ersuchen Sie deshalb, in der Ihnen geeignet erscheinenden Weise den Organen des Völker­
bundes mitzuteilen, dass die Schweiz der Errichtung und dem Betriebe einer der schweizerischen 
Souveränität entzogenen, also exterritorialen Funkenstation nicht zustimmen kann. / . . ./

Wir brauchen hier kaum noch dabei anzudeuten, mit welchen Unannehmlichkeiten und Nach­
teilen es für die Schweiz alsdann verbunden wäre, wenn sie ein formelles Veto gar erst vor der 
Völkerbundsversammlung selbst Vorbringen würde und bei dessen Begründung vor aller Welt auf 
eine Erörterung ihrer eigenen militärischen Vorkehren für den Mobilmachungsfall eintreten 
müsste. Wir empfehlen daher dringend ein entschiedenes Einschreiten schon beim nächsten hiefür 
irgendwie geeigneten Anlasse. / . . . / ( E 2001 (C) 5/47).
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E 2001 (C) 5/50

Der Vorsteher des Militärdepartementes, K. Scheurer, 
an den Vorsteher des Politischen Departementes, G. M otta

S  Bern, 31 .Oktober 1927

Unter den von den Organen des Völkerbundes ins Auge gefassten M assnah­
men für möglichst rasche und geeignete Verbindungen seines Sitzes mit der Aus- 
senwelt in Krisenzeiten kommt auch der Luftverkehr in Betracht. Die Prüfung 
der letztem Frage beschlägt hauptsächlich die Bereithaltung genügender Start- 
und Landungsmöglichkeiten, die Regelung des Hin- und Rückfluges in Angele-
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genheiten des Völkerbundes und die Verfügung über eine hinreichende Anzahl 
Luftfahrzeuge für diese Reisen.

Die Erweiterung des Flugplatzes von Cointrin bei Genf für diese Bedürfnisse 
des Völkerbundes wird zur Zeit nach der technischen und finanziellen Seite ge­
prüft. Vom grundsätzlichen Standpunkte aus ist für uns hier wichtig, dass die Völ­
kerbundsorgane nicht Exterritorialität dieses Flugplatzes bezw. eines Teiles des­
selben beanspruchen, und dass sie für alle Fälle rechtzeitig darüber aufgeklärt 
werden, dass die Schweiz die Anlage und den Betrieb eines ihrer Souveränität ent­
zogenen, also nicht unter ihrer Kontrolle stehenden Flughafens bezw. eines Teiles 
eines solchen unter keinen Umständen zulassen wird.

Die Gründe dieses unseres entschieden ablehnenden Standpunktes sind die 
gleichen, die uns zum Widerstande gegen die von Völkerbundskreisen geplante 
exterritoriale Funkenstation bewegt haben, nämlich in erster Linie die Wahrung 
unserer militärischen Sicherheit und sodann auch die Wahrung der Stellung der 
Schweiz als neutrales Land im Falle einer Aktion des Völkerbundes gemäss 
Art. 16 und 17 des Paktes, d.h. vom Augenblicke an, wo der Völkerbund vom 
Standpunkte der schweizerischen Neutralität aus als kriegführende Macht zu be­
trachten sein wird.

Diese beiden Punkte, die Wahrung der militärischen Interessen und derjenigen 
unserer Neutralität, von denen unser Departement speziell die ersteren geltend zu 
machen hat, sind sodann dem Grundsätze nach auch bei der Regelung des Luft­
verkehrs selbst in Sachen des Völkerbundes massgebend. Soweit diese unsere 
Interessen, vorab die militärischen, nicht berührt werden, müssen wir es dem 
eidg. Eisenbahndepartement und seinem Luftamte überlassen, die Frage der Luft­
verbindungen des Völkerbundssitzes zu begutachten und jenachdem auch zu re­
geln. Vom Standpunkte unserer Militärverwaltung aus haben wir keinen Anlass, 
die möglichst rasche und geeignete Abwicklung dieses Luftverkehrs zu be­
einträchtigen, selbst in Krisenzeiten nicht, solange besondere Massnahmen für die 
schweizerische Landesverteidigung nicht in Betracht kommen. Wir haben uns 
daher auch nicht mit dem Falle zu beschäftigen, in welchem die Krise zu einer 
Aktion des Völkerbundes gegen einen an die Schweiz nicht angrenzenden Staat 
führt, und wo diesfalls die Schweiz nicht zu besondern militärischen Sicherheits­
massnahmen, wie Teil- oder Generalmobilmachung, veranlasst wird. Bestimmun­
gen zur Wahrung der Rechte und Einhaltung der Pflichten der Schweiz als neu­
trales Land in einem solchen Falle sind nicht von unserem Departement aufzu­
stellen; es wird aber Ihrem Departement nicht entgehen, dass die Duldung militä­
rischer Beratungen, Vorbereitungen und Anordnungen des Völkerbundes, sobald 
letzterer als kriegführend gilt, auf Schweizerboden und also insbesondere auch zu 
diesen Zwecken beabsichtigte Flüge von und nach Genf oder ändern schweizeri­
schen Orten sich mit unserer Neutralität nicht vertragen werden. Für Zeiten nun, 
in welchen die Notwendigkeit besonderer militärischer Massnahmen für uns nicht 
besteht, haben wir betreffend den Flugdienst zu Völkerbundeszwecken bloss fol­
gendes geltend zu machen:

a) Sofern nicht die jeweils bestehenden Luftverkehrslinien (d.h. die jeweils be­
triebenen Luftverkehrsunternehmungen mit ihren Luftrouten) benützt werden
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können, sondern besondere Flüge von irgend einem ausländischen Orte her und 
nach dem Auslande zurück ausgeführt werden müssen, wird für diese Sonderflü­
ge gelten, dass jedenfalls das Überfliegen unserer Festungsgebiete verboten bleibt. 
Ob über dieses Verbot hinaus für solche Sonderflüge zum voraus noch bestimmte 
Luftrouten vorgeschrieben werden, muss immerhin dem Ermessen der schweize­
rischen Behörden Vorbehalten bleiben.

b) Für den diplomatischen und überhaupt amtlichen Verkehr des Völkerbundes 
können auch staatliche, also auch militärische Flugzeuge verwendet werden. Alle 
diese Flugzeuge müssen ein besonderes Abzeichen des Völkerbundes tragen, von 
Piloten in Zivil gesteuert werden und dürfen nicht bewaffnet sein noch Photogra­
phieapparate mit sich führen.

c) Über Verwendung schweizerischer ziviler Flugzeuge bei diesem Verkehr ha­
ben wir nicht zu entscheiden, dagegen fällt die Verwendung unserer eigenen 
militärischen Flugzeuge für den Völkerbund ausser Betracht.

Kann sich der Luftverkehr für Zwecke des Völkerbundes unter den von uns 
vorstehend gemachten Vorbehalten bis auf weiteres unbehindert abwickeln, so er­
hält die Angelegenheit ein anderes Gesicht, sobald die Schweiz selbst zu Mobilisa­
tionsmassnahmen schreiten muss. Dann kommt die militärische Beschlagnahme 
der schweizerischen Zivilflugzeuge und der Betriebsstoffe, die Einberufung der Zi­
vilflieger in den Militärdienst sowie die Unterstellung aller Flugplätze mit ihren 
Einrichtungen und Radiostationen unter die Militärgewalt in Betracht, zugleich 
mit den besondern Anordnungen zur Sicherung der militärischen Massnahmen 
gegen Spionage und Störungen. Diese Änderung der Lage vermag von einem 
Tage auf den ändern einzutreten, und sie bedingt, dass alsdann auf den Verkehr 
des Völkerbundes nur noch diejenigen Rücksichten genommen werden dürfen, 
die das politische Interesse ohne Gefährdung und Erschwerung unserer Landes­
verteidigung als notwendig erscheinen lässt. Es ergibt sich hieraus, dass die 
Schweiz einerseits eine Verpflichtung, den Flugverkehr zu Völkerbundszwecken 
sicherzustellen, weder eingehen kann noch darf, und andererseits, dass sie sich 
alle Souveränitätsrechte, also vor allem das Kontrollrecht und die Befugnis, be­
sagten Verkehr jenachdem besonders zu regeln, einzuschränken oder ganz zu un­
tersagen, ausdrücklich wahren muss.

Wie sich der Luftverkehr des Völkerbundes alsdann noch abwickeln kann, 
hängt je nach der Intensität der Gefährdung der Schweiz, ihrer militärischen Lage 
und möglichen Gegnerschaft ab. Die schweizerische zivile Aufsichtsbehörde über 
den Luftverkehr und sodann die Militärbehörden werden die ihnen geboten er­
scheinenden, dem einzelnen Falle angepassten Massnahmen zu treffen haben, so 
insbesondere was die Zulassung der Ein- und Ausflüge nach bestimmten Lan- 
dungs- bezw. von bestimmten Startplätzen, die noch erlaubten Luftrouten, die 
Benützung der Funkenstationen dieser Plätze (nur noch Funken in Klarschrift, 
eventuell mit Gebrauch der allgemeinen im Luftverkehr gebräuchlichen Chiffres), 
die militärische Begleitung allfällig noch erlaubter, von den Luftrouten abwei­
chender Sonderflüge, die Kontrolle der Passagiere und des mitgeführten Gepäk- 
kes etc. anbelangt. Gegenüber der Verwaltung des Völkerbundes kann vorerst nur 
ein allgemeiner Vorbehalt zur Anwendung von Ausnahme-Massnahmen im Mo-
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bilmachungsfalle gemacht werden, während die Vorbereitung derselben unter den 
eidgenössischen Behörden selbst noch einer besondern Prüfung bedarf.

Nachdem Sie im Schreiben vom 18. Juni 1927 an das Generalsekretariat des 
Völkerbundes1 allgemein festgestellt haben, dass die Behandlung des Problems 
der Luftverbindung des Völkerbundes, soweit sie politische Fragen, insbesondere 
unsere Landesverteidigung und Neutralität berührt, vollständig Vorbehalten 
bleibt, wird es sich für Ihr Departement, sobald die erwartete diesbezügliche Er­
kundigung seitens dieses Völkerbundsorgans eingetroffen ist, darum handeln, den 
allgemeinen Vorbehalt zu präzisieren. Unser vorliegendes Schreiben bezweckt 
daher, Ihnen, soweit die speziell von uns zu vertretenden Interessen in Betracht 
kommen, eine Wegleitung zu geben. Wir nehmen dabei an, dass ein Gleiches vom 
eidg. Eisenbahndepartement aus geschehen wird, dem wir eine Abschrift unseres 
Schreibens zustellen. Nachdem Sie hierauf durch diese Berichterstattungen der 
beiden Departemente in den Stand versetzt sein werden, Ihre Antwort an das Ge­
neralsekretariat des Völkerbundes aufzusetzen, wird sich alsdann unter Um stän­
den vor ihrer definitiven Abfassung noch die W ünschbarkeit einer mündlichen 
Aussprache zwischen den interessierten Departementen ergeben; wir werden 
selbstverständlich bereit sein, uns an einer solchen internen Konferenz vertreten 
zu lassen.

1. Nicht abgedruckt.

E 1004 1/307

Protokoll der Sitzung des Bundesrates vom 2 .November 19271 

1686. Intern. Konferenz über Ein- und Ausfuhrbeschränkungen

Volkswirtschaftsdepartement. Mündlich

Der Chef des Volkswirtschaftsdepartementes erstattet Bericht über den Stand 
der Verhandlungen an der Konferenz über Ein- und Ausfuhrbeschränkungen in 
Genf.

Eine ganze Reihe von Staaten konnten sich nicht dazu verstehen, sofort alle 
Ein- und Ausfuhrbeschränkungen aufzuheben, und da das Zustandekommen 
eines Vertrages an dieser Tatsache zu scheitern drohte, so wurde schliesslich ge­
genüber dem Prinzip der Abschaffung eine ganze Reihe von vorübergehend ge­
dachten Ausnahmen in den Vertrag aufgenommen. Der Ausgangspunkt war, 
dass England glaubte, auf das Farbeneinfuhrverbot nicht verzichten zu können, 
Deutschland meldete infolgedessen die Einschränkungen, die das Kohlenwirt­
schaftsgesetz vorsieht, Frankreich Einfuhrbeschränkungen auf Alteisen, auf 
Kohle usw., und so ging es weiter. Anderseits wurde beim Beitreten den Staaten

1 .A bw esen d: Scheurer.
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